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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 21. November 2020 machte die Weltwoche in einer «Online-Eilmeldung: Berset –
Erpressung und Vertuschung» bekannt, dass versucht worden war, Bundesrat Alain
Berset zu erpressen. Dies ging aus einem Strafbefehl der Bundesanwaltschaft hervor,
die im Dezember 2019 vom Innenminister eine entsprechende Strafanzeige erhalten
hatte. Laut den Medien, die den Fall anderntags bereitwillig aufnahmen, soll Alain
Berset zu einer Zahlung von CHF 100'000 aufgefordert worden sein, ansonsten würden
Fotos und persönliche Korrespondenz veröffentlicht. Die Tatverdächtige sei
festgenommen, rechtskräftig verurteilt und zur Zahlung einer Busse von CHF 4'500
verpflichtet worden, wusste die Weltwoche weiter zu berichten. Peter Lauener, der
Sprecher des Gesundheitsministers sowie der den Freiburger Bundesrat in dieser
Sache vertretende Anwalt bezeichneten den Fall vor den Medien als erledigt. Die
beschuldigte Person habe ihre «haltlosen und teilweise verleumderischen
Behauptungen» widerrufen. 

Die Medien liessen freilich nicht locker und versuchten in den Folgewochen, mehr
Details zum Fall zu recherchieren. Dabei boten wohl vor allem die geschwärzten Stellen
im Strafbefehl einen Anreiz. Für die Sonntagszeitung war klar, dass Berset mit der
Erpresserin eine Affäre gehabt haben musste. Allerdings seien die Fotos und die
Korrespondenz auf dem Computer und dem Handy der Frau von der
Bundesanwaltschaft gelöscht worden – mit schriftlicher Zustimmung der Verurteilten.
Auch die Beschreibungen des Inhalts der Bilder seien im Strafbefehl zensiert worden.
«Das ist ein ungewöhnliches Vorgehen», urteilte die Sonntagszeitung. 
In den Medien wurde virulent diskutiert, ob Alain Berset erpressbar sei und ob er von
den Strafbeamten eine privilegierte Behandlung erfahren habe. Dies wurde von den
Verantwortlichen verneint. Die Daten seien in den Verfahrensakten weiterhin
vorhanden und es sei bei der Schwärzung der Stellen vor allem um den
Persönlichkeitsschutz der involvierten Personen gegangen; laut der Bundesanwaltschaft
sei die Anonymisierung in diesem Fall gar zwingend gewesen. Anderer Meinung war vor
allem die Weltwoche. Die Bundesanwaltschaft sei rigoroser vorgegangen als normal und
Medien und Öffentlichkeit seien bewusst ausgeschaltet worden. Die Weltwoche schrieb
von «Ungleich-Justiz» und stellte gar die Vermutung auf, Berset habe die Frau durch
Geldzahlungen zum Schweigen gebracht. 
Der Tages-Anzeiger befand, Berset habe fahrlässig und zu spät gehandelt. Es seien rund
drei Wochen seit dem ersten Versuch vergangen, bevor er Anzeige eingereicht habe
und er habe zudem den Gesamtbundesrat nicht über den Fall informiert. Der Anwalt
Bersets erklärte hingegen, dass nicht von Beginn weg klar gewesen sei, ob die Sache
ernst sei oder nicht. Zudem habe Berset den damaligen Bundespräsidenten Ueli Maurer
sowie die damalige Justizministerin Karin Keller-Sutter in Kenntnis gesetzt. 
Die meisten Medien kommentierten den Fall zurückhaltender als die Weltwoche und
der Tages-Anzeiger. Dass der Innenminister die Erpressung sofort angezeigt habe, zeige
vielmehr, dass er eben nicht erpressbar sei. Sein Privatleben würde die Öffentlichkeit
nur dann etwas angehen, wen er dadurch in seinen Amtsgeschäften behindert würde,
was – insbesondere auch im Rahmen seiner sehr zeitraubenden Aufgaben während der
Covid-19-Pandemie – augenscheinlich nicht der Fall gewesen sei, urteilten etwa die
Aargauer Zeitung und die NZZ. Es handle sich hier um «Keine Geschichte», titelte der
Sonntags-Blick und kritisierte den «Fertigmacher-Journalismus».

Die SVP versuchte, den Fall politisch auszuschlachten: Thomas Aeschi (svp, ZG) forderte
etwa eine vertiefte Untersuchung durch die GPK. Anders tönte es aus den anderen
Parteien, wo die Meinung vorherrschte, Alain Berset habe richtig gehandelt. 

Ende November 2020 gab die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)
bekannt, dass sie sich das Vorgehen der Bundesanwaltschaft im Erpressungsfall Berset
genauer anschauen wolle. Auch die Klärung der Frage, wie die Informationen aus der
Bundesanwaltschaft überhaupt an die Weltwoche gelangt seien, werde untersucht, so
die AB-BA. Alain Berset selber nahm dann am Rande einer Medienkonferenz Stellung. Es
handle sich um eine abgeschlossene Privatangelegenheit, er sei nicht erpressbar und
appelliere an die Wichtigkeit der Privatsphäre, die «selbstverständlich auch für
Bundesräte» gelte. Ausser der Weltwoche, die den Fall bis Ende Jahr am Köcheln hielt,
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verschwand die Geschichte in der Folge aus dem medialen Fokus. 

Dies änderte sich im September 2021. Erneut war es die Weltwoche, die aus ihr
vorliegenden «geheimen Strafakten» ableitete, dass Berset «die Unwahrheit gesagt,
Bundesbeamte missbraucht und Steuergeld verschleudert» habe. Er sei sehr wohl
erpressbar gewesen, habe gegen die Frau, die er zu einer Abtreibung gezwungen habe,
ein psychiatrisches Gutachten angestrengt, die Elitepolizei «Tigris» für die Verhaftung
der Frau in deren Wohnung mobilisiert, sie letztlich zum Schweigen gebracht und
während seiner ausserehelichen Affäre, die von Frühling 2012 bis Anfang 2013 gedauert
habe, auch missbräuchlich die amtliche Limousine inklusive Chauffeur verwendet.  Der
Artikel war Beginn einer neuerlichen Artikelflut in der Presse. Die NZZ berichtete laut
eigenen Aussagen darüber, «was nicht in der Weltwoche steht». Die Frau habe in der
Tat abgetrieben, sei aber offenbar nicht von Berset schwanger gewesen. Beim Einsatz
der Ermittler der Bundespolizei, die die Frau in zivil auf der Strasse angesprochen
hätten, habe es sich um einen Standardeinsatz gehandelt und Berset habe die
Anwaltskosten übernommen, die eigentlich die Frau hätte bezahlen müssen, weil sie die
Sache auf sich habe beruhen lassen. Der Tages-Anzeiger wusste hierzu zu berichten,
dass Lukas Bruhin, der ehemalige Generalsekretär des EDI, also des Departements von
Berset, dafür mit der Frau Kontakt aufgenommen habe. Dies wiederum wurde von
Alfred Heer (svp, ZH) zum Anlass genommen, erneut eine GPK-Untersuchung zu fordern,
da es nicht angehe, den Staatsapparat mit der Lösung privater Probleme zu
beauftragen. Der Blick gab hingegen bekannt, dass Lukas Bruhin lediglich die
Bedrohungslage eruiert habe. Auch der Einsatz der Tigris-Einheit sei damit zu erklären,
dass Berset Drohanrufe erhalten habe, deren Urheberin oder Urheber nicht klar
gewesen seien – in diesem Fall sei ein solches Vorgehen angezeigt. Die Frage stelle sich
aber, so der Blick, wer der Weltwoche die geheimen Unterlagen zugestellt habe. 

In der Tat leitete die Bundesanwaltschaft in der Folge ein Verfahren und den Antrag
auf einen Sonderermittler ein. Viel zu schreiben gab auch die Frage, ob es für ein
Bundesratsmitglied opportun sei, die Staatslimousine für private Zwecke zu nutzen, falls
Berset dies überhaupt getan haben sollte. Nachdem die Bundeskanzlei auf das Aide-
mémoire verwies, das als eine Art Handlungsanleitung für Bundesratsmitglieder dient
und die Nutzung der Bundesratsfahrzeuge auch für Privatzwecke explizit erlaubt, wurde
dieses Thema freilich nicht weiter verfolgt. Neben der Frage, ob es sich hier um eine
letztlich abgeschlossene Privatangelegenheit handle, oder ob sie als politisch zu
taxieren sei, öffnete sich freilich auch ein intermedialer Streit: Die Weltwoche warf dem
Ringier-Verlag, aber auch SRF vor, über die «Affäre Berset» zu wenig zu berichten und
sie zu decken. Bei der NZZ am Sonntag sei ein vorbereiteter Bericht gar «unterdrückt»
worden, wusste die Weltwoche zu berichten.

Mitte Oktober 2021 wurden die Resultate der Untersuchung der AB-BA vorgelegt: Die
Strafbehörden hätten korrekt gehandelt und eine Privilegierung Alain Bersets habe
nicht vorgelegen, so das Fazit des Berichts. In der Zwischenzeit waren die GPK beider
Räte allerdings zum Schluss gekommen, dass eine Untersuchung des Falls nur schon
deshalb angezeigt sei, um die von der Weltwoche vorgebrachte Kritik zu klären. Ziel der
GPK-Untersuchung war herauszufinden, ob staatliche Mittel für die Lösung privater
Probleme Bersets verwendet worden waren und ob der Einsatz der polizeilichen
Sondereinheit Tigris verhältnismässig gewesen war. Zudem beschloss die AB-BA mit
Christoph Rüedi einen Sonderstaatsanwalt mit der Untersuchung der Indiskretionen,
also der Weitergabe von Dokumenten an die Weltwoche zu beauftragen. 

In der Folge wurde es erneut ruhig um den Erpressungsfall. Im Mai 2022 stellte
Sonderstaatsanwalt Rüedi das Verfahren ein, weil es keine Anhaltspunkte gebe dafür,
dass Angestellte der Bundesanwaltschaft Dokumente an die Weltwoche weitergegeben
hätten. Möglich sei, dass die Zeitung die Akten von der verurteilten Frau erhalten habe,
was aber nicht strafbar sei. Nicht abschliessend abgeklärt werden konnte, ob die Akten
von der Bundespolizei – der dritte Akteur, der Zugang zu den Akten hatte –
weitergegeben worden waren.

Mitte Juni 2022 legten dann die GPK ihren Bericht zu den «Abklärungen zur versuchten
Erpressung von Bundesrat Alain Berset» vor. Darin wurden sämtliche Vorwürfe
entkräftet. Die Kommissionen hatten Einblick in die Strafakten, die auch der
Weltwoche vorgelegen hatten und teilten die Einschätzung der Weltwoche laut Bericht
nicht: Die Bundesanwaltschaft habe Berset keine Vorzugsbehandlung gewährt; der
Einsatz der Bundespolizei sei nicht unverhältnismässig gewesen; die eingesetzte
Arbeitszeit von Stabsmitarbeitenden zur Abwehr der Erpressungsdrohung sei
angemessen gewesen; die private Nutzung der Bundesratslimousine sei legal gewesen;
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die Verdächtigung, Alain Berset habe Bundesmittel für private Zwecke eingesetzt, sei
unbegründet.

Noch immer liessen die Medien freilich nicht locker. Für Stirnrunzeln sorgte
insbesondere, dass der Mailverkehr zwischen dem ehemaligen Generalsekretär Lukas
Bruhin und der Erpresserin gelöscht worden und der GPK deshalb nicht zur Einsicht
vorgelegt worden war. Während die Weltwoche fand, Berset hätte damit das
«Parlament hinters Licht geführt», sah der Tages-Anzeiger den Innenminister zwar
«reingewaschen, aber nicht fein raus». 1

1) BBl. 2022 2083; Medienmitteilung AB-BA vom 28.9.21; Medienmitteilung GPK vom 14.6.22; Medienmitteilung GPK vom
25.10.21; So-Bli, SoZ, 22.11.20; AZ, Blick, CdT, Lib, NZZ, TA, TG, 23.11.20; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, 24.11.20; LT, 25.11.20; NZZ,
TA, WW, 26.11.20; So-Bli, 29.11.20; WW, 3.12., 17.12.20, 16.9.21; 24H, AZ, Blick, NZZ, TA, 17.9.21; AZ, Blick, CdT, LT, Lib, TA,
18.9.21; So-Bli, SoZ, 19.9.21; AZ, Blick, CdT, TA, TG, 20.9.21; LT, 21.9.21; WW, 23.9.21; LT, NZZ, 24.9.21; AZ, LT, 25.9.21; 24H, AZ,
Blick, 29.9.21; WW, 30.9.21; WW, 7.10.21; SoZ, 17.10.21; CdT, 18.10.21; So-Bli, 24.10.21; Blick, LT, Lib, NZZ, TA, 26.10.21; TA,
7.1.22; WW, 27.1., 3.2., 10.2.22; SoZ, 1.5.22; Blick, 2.5.22; Lib, 4.5.22; WW, 2.6.22; 24H, AZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, TA,
15.6.22; Republik, WW, 16.6.22; TA, 18.6.22; So-Bli, 26.6.22; Lib, 27.6.22
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